
 
 

Paritätische Position zum Schutz von Sexarbeiter*innen 
 
Der Paritätische Gesamtverband will sich mit dieser Position in die Diskussionen 
rund um die Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes einbringen. Das Papier 
bildet Grundzüge des innerverbandlichen Austauschs ab. Den Verband eint, dass er 
ein generelles Sexkaufverbot kritisch sieht und dass es den menschenrechtlichen 
Schutz von Sexarbeitenden/Prostituierten zu stärken gilt. Gleichermaßen sei an 
dieser Stelle aber auch darauf hingewiesen, dass es in den nachfolgend aufgezeigten 
Punkten vereinzelt auch Stimmen gibt, die die aufgezeigten Linien zwar bejahen, sich 
jedoch noch eine restriktivere Handhabung zum Schutz der 
Sexarbeitenden/Prostituierten wünschen. 

Selbstbestimmte und freiwillige Sexarbeit/Prostitution sind in Deutschland nach 
geltender Gesetzeslage als sexuelle Dienstleistung und Möglichkeit der 
Erwerbstätigkeit grundsätzlich legal, wenn auch staatlich mehr als andere 
Professionen reglementiert.  

Entscheidend ist für den Paritätischen, selbstbestimmte Sexarbeit/Prostitution von 
Zwangsprostitution und Menschenhandel zu unterscheiden. Zwangsprostitution und 
Menschenhandel sind strikt zu bekämpfen.1 Selbstbestimmte und freiwillige Sexarbeit 
gilt es jenseits ideologischer Debatten zu akzeptieren und zu entstigmatisieren. 
Entsprechende Unterstützungsstrukturen und Angebote für Personen, die 
Sexarbeit/Prostitution ausüben, müssen gestärkt werden.  

Selbstbestimmte Sexarbeit, Prostitution sowie Zwangsprostitution – Armut als 
häufige Ursache erkennen 

Sexarbeit ist für den Paritätischen durch eine freie Entscheidung für eine Profession 
sowie als eine Möglichkeit der Erwerbsarbeit zur Sicherung des Lebensunterhalts 
unter vielen Alternativen und nicht aus Mangel an Alternativen gekennzeichnet. 
Kurzum: Sie ist bezüglich der Berufswahl freiwillig und selbstbestimmt.  

Prostitution als Reaktion auf monetäre Not und Armut ist hingegen nicht frei von 
(wirtschaftlichen) Abhängigkeiten. Armut und Prostitution aus monetärer Not sind für 
den Paritätischen strukturelle und gleichzeitig menschenrechtliche Probleme.  

Prostitution aus einer Notsituation heraus kann im schlimmsten Fall zu sexueller 
Ausbeutung (bzw. Zwangsprostitution im strafrechtlichen Sinne) führen. Sexuelle 
Handlungen werden im Fall von Zwangsprostitution gegen den Willen der Person 
angeboten, hierbei wird oft eine persönliche oder wirtschaftliche Zwangslage oder 
ihre Hilfslosigkeit ausgenutzt, die auch oft in Folge von Menschenhandel entsteht 
oder zu Menschenhandel führt. Menschenhandel und Zwangsprostitution sind in 

 
1 Paritätische Positionierung zur Stärkung der Rechte von Menschenhandel Betroffener in Deutschland 
veröffentlicht, https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-positionierung-zur-staerkung-der-
rechte-von-menschenhandel-betroffener-in-deutschland-ve/ (abgerufen am 21. Januar 2025).  

https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-positionierung-zur-staerkung-der-rechte-von-menschenhandel-betroffener-in-deutschland-ve/
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/paritaetische-positionierung-zur-staerkung-der-rechte-von-menschenhandel-betroffener-in-deutschland-ve/
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Deutschland genauso wie Zuhälterei und sexualisierte Gewalt strafbar (siehe 13. und 
18. Abschnitt des StGB) und müssen konsequent strafrechtlich verfolgt werden. Der 
Paritätische verurteilt Zwangsprostitution und Menschenhandel aufs Schärfste.  

Die Einordnung von Sexarbeit/Prostitution als Reaktion auf Armut ist nicht immer 
einfach. Wo hört Selbstbestimmtheit und Freiwilligkeit auf? Wo beginnt eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit? Wo wird aus Abhängigkeit Zwang? Was ist mit 
Beschaffungsprostitution in Folge von Sucht? Empirische Erkenntnisse der Deutschen 
Aidshilfe2 zeigen, dass die starre Unterteilung zwischen „selbstbestimmter Sexarbeit“ 
und „unfreiwilliger Prostitution“ der Realität nicht gerecht wird. Die Aidshilfe betont 
darin, dass die Studienteilnehmer*innen „äußerst komplexe und vielfältige 
Empfindungen und Einstellungen gegenüber ihrer Tätigkeit beschreiben und sowohl 
Vor- als auch Nachteile benennen“. Allen gemeinsam sei, dass sie über die Tätigkeit 
als Arbeit sprechen. Sexarbeit wird von vielen als Ressource verstanden – in dem 
Sinne, dass sie für sie die beste oder einzige Möglichkeit darstellt, Geld zu verdienen 
und damit den eigenen Lebensunterhalt und in manchen Fällen auch den ihrer 
Familien zu sichern. Der Paritätische geht davon aus, dass diese Personengruppe 
eine Vielzahl der Menschen ausmacht, die sexuelle Handlungen jenseits von 
Zwangsprostitution anbieten. Haltung und Erleben der Tätigkeit ist jedoch nicht 
statisch und kann sich im Laufe der Zeit insbesondere bei gesundheitlichen 
Einschränkungen, Gewalterfahrungen oder einer Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen ändern. Der Verband verwendet die Begrifflichkeiten 
Sexarbeitende/Prostituierte deshalb in diesem Papier auch parallel. Dies nicht zuletzt 
deshalb, weil die Straftatbestände des Strafgesetzbuches dies gebieten. Gleichfalls 
möchte er sich für den Gebrauch des Begriffs der Sexarbeit in der Sozialen Arbeit 
und im direkten Dialog mit Sexarbeitenden aussprechen.  
 
Besondere Vulnerabilität in der Sexarbeit/Prostitution und menschenrechtliche 
Standards anerkennen, Unterstützungsstrukturen stärken 

Sexarbeiter*innen sind oft mit Mehrfachdiskriminierungen konfrontiert, die ihren 
Zugang zu grundlegenden Rechten und Unterstützungsangeboten erschweren. Sie 
benötigen diskriminierungsfreie Beratung, rechtliche Absicherung und 
Gesundheitsversorgung – gerade auch mit Blick auf einen möglichen 
Migrationshintergrund - nicht nur beim Ausstieg, sondern während der gesamten 
Berufstätigkeit. Fehlende Vertrauensstrukturen und institutionelle Hürden führen 
dazu, dass Hilfsangebote nicht genutzt werden oder gar nicht existieren – 
insbesondere im ländlichen Raum. Zudem zeigt sich, dass der Schutz durch 
staatliche Stellen oft unzureichend ist: Polizei und Justiz agieren nicht immer im 
Sinne der Betroffenen, was das Vertrauen in diese Institutionen untergräbt. 
Der Paritätische fühlt sich Menschen in Armutslagen und Personen, die Betroffene 
von Menschenhandel und/oder Zwangsprostitution werden, in seiner täglichen Arbeit 
besonders verpflichtet. In den Paritätischen Strukturen gibt es zahlreiche 
Anlaufstellen für Sexarbeiter*innen, Prostituierte und Betroffene von 

 
2 Was brauchen Sexarbeiter*innen? Eine qualitativ-partizipative Studie zu den gesundheitlichen Bedarfen von 
Sexarbeiter*innen in Deutschland, https://www.aidshilfe.de/medien/md/was-brauchen-sexarbeiterinnen-fuer-ihre-
gesundheit/ (abgerufen am 24. September 2024).  

https://www.aidshilfe.de/medien/md/was-brauchen-sexarbeiterinnen-fuer-ihre-gesundheit/
https://www.aidshilfe.de/medien/md/was-brauchen-sexarbeiterinnen-fuer-ihre-gesundheit/
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Menschenhandel, in denen engagierte Soziale Arbeit geleistet wird. Den Verband eint 
die menschenrechtliche Haltung, sie nicht weiter zu stigmatisieren, wie es 
gesellschaftlich oft geschieht, sondern durch psychosoziale, rechtliche, 
gesundheitliche und therapeutische Beratung und Versorgung zu unterstützen. Mit 
Blick auf die Lebensumstände der Menschen ist eine differenzierte Abwägung 
zwischen Interessen und Rechtsgütern sowie dem Schutz der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen nötig. Ziele sind der Abbau der Stigmatisierung und Verurteilung 
von Sexarbeiter*innen und Prostituierten, das Entwickeln von Alternativen sowie die 
Eindämmung von Gewalt, Zwang, Ausbeutung und Menschenhandel. 

Sichere Arbeitsbedingungen schaffen – die Forderung eines generellen 
Sexkaufverbotes kritisch einordnen 

Der Paritätische steht einem generellen Sexkaufverbot kritisch gegenüber. Durch ein 
generelles Sexkaufverbot würde aus Sicht des Verbandes die Gefahr der noch 
stärkeren Verlagerung von Sexarbeit und Prostitution in die Illegalität und 
Unsichtbarkeit mit sich bringen. Der Staat muss mit seiner grundsätzlichen 
Entscheidung von 2002, dass Prostitution/Sexarbeit keine sittenwidrige Tätigkeit ist, 
Sorge tragen, dass Rahmenbedingungen für eine freiwillige und selbstbestimmte 
Sexarbeit bestehen und diese nicht nur durch, sondern ganz besonders auch 
gegenüber den Sexarbeitenden insbesondere arbeitsrechtlich eingehalten werden. 
Gleichzeitig muss aber auch die strafrechtliche Verfolgung der Täter*innen bei 
Menschenhandel und Zwangsprostitution nicht nur auf dem Papier bestehen, sondern 
konsequent vollzogen werden. Die gesetzlichen Regelungen im Hinblick auf 
missbräuchliche und illegale Sexarbeit sind umfassend, sie müssen aus Sicht des 
Verbandes konsequenter durchgesetzt werden. Auch möchte der Paritätische 
betonen, dass das Prostituiertenschutzgesetz, dessen Evaluation umfassende 
gesellschaftspolitische Diskussionen zur Freierbestrafung losgetreten hat, nie zum 
Zweck hatte, Sexarbeit und Prostitution zu bekämpfen. Es dient dem Namen nach 
dazu, die Prostituierten zu schützen.  

Hinzu kommt: Die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen eines Opfers von 
Menschenhandel oder Zwangsprostitution wurde bereits 2016 von § 232a Absatz 6 
StGB unter Strafe gestellt. Seit 2021 umfasst dieser Straftatbestand nicht nur 
vorsätzliche, sondern auch Fälle, in denen Sexkaufende leichtfertig verkennen, dass 
es sich bei der anbietenden Person um ein Opfer von Menschenhandel oder 
Zwangsprostitution handelt. Zudem sind sexuelle Handlungen gegen den 
erkennbaren Willen einer Person als sexueller Übergriff nach § 177 Abs. 1 StGB 
strafbar. Dass eine Strafverfolgung in vielen dieser Fälle noch unzureichend 
funktioniert, kann nicht mit einem generellen Sexkaufverbot behoben werden. Dies 
kann nur durch zweierlei geschehen: Erstens durch eine Stärkung der 
Strafverfolgungsbehörden in fachlicher und personeller Hinsicht sowie zweitens durch 
einen erleichterten und sicheren Zugang der Betroffenen zu Hilfsangeboten.  
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Daher formuliert der Paritätische folgende übergeordneten Forderungen: 

• Diskriminierungen abbauen 
Sexarbeitende/Prostituierte sind – sowohl auf struktureller als auch 
individueller Ebene – oft mit intersektionaler Stigmatisierung und 
Diskriminierung konfrontiert. Dies erschwert den Zugang zu qualitativ 
hochwertigen sexuellen und reproduktiven Gesundheitsdiensten und die 
Wahrnehmung ihrer Arbeits- und Menschenrechte. Arbeits- und 
Lebensverhältnisse der Sexarbeiter*innen müssen nachhaltig verbessert 
werden. Der Paritätische Gesamtverband setzt sich deshalb dafür ein, dass alle 
Formen von Stigmatisierung, Diskriminierung und Gewalt bekämpft werden. 
Der Verband weist an dieser Stelle nochmals ausdrücklich darauf hin, dass 
Sexarbeitende/Prostituierte in besonderem Maße von 
Mehrfachmarginalisierungen betroffen sind. Sexarbeitende sind nicht „nur“ 
Frauen3, sondern auch, oftmals unbeachtet, viele Männer und genderdiverse 
Menschen. Bei der Planung und Umsetzung von Versorgungsstrukturen sollten 
auch diese Personengruppen und ihre Bedürfnisse berücksichtigt werden. Dies 
gilt ganz besonders auch für deren Möglichkeit und Hemmnisse bei der 
Aufnahme einer Erwerbsarbeit jenseits von Sexarbeit, da Teile dieser 
Personengruppen in besonderem Maße mit sozialer Ausgrenzung, 
Diskriminierung und Armut kämpft.  
 
Soziale Arbeit und psychosoziale Beratung auf Augenhöhe ermöglichen  
Neben einer besseren gesundheitlichen Versorgung braucht es die 
flächendeckende Stärkung psychosozialer und medizinischer Orientierung und 
Beratung (Peer-to-Peer-Beratung, Einstiegs- und Ausstiegsberatung, 
aufsuchende Beratung, Professionalisierungs-Maßnahmen für sicheres 
Arbeiten) durch verlässliche bundesweite Finanzierung oder 
Landesfinanzierung und die Einrichtung einer Notfall-Hotline ähnlich dem 
Hilfetelefon bei häuslicher Gewalt.4 Bedarfe von mehrfach marginalisierten 
Gruppen sind besonders in den Fokus zu nehmen: Trans*- Frauen, 
drogengebrauchende Frauen, Menschen mit Migrationshintergrund, 
Geflüchtete und Menschen ohne Papiere.  
 
Der Paritätische möchte in diesem Zusammenhang auch auf die besonderen 
Bedarfe und Vulnerabilität der 18 bis 21-jährigen hinweisen. Eine Erhöhung der 
Altersgrenze von Prostituierten wird im öffentlichen Diskurs immer wieder 
gefordert. Der Verband steht dem kritisch gegenüber, da dies einem 
Berufsverbot für diese Personengruppe gleichkäme und diese dann mit hoher 
Wahrscheinlichkeit in die Illegalität getrieben würde. Der Paritätische wirbt 
daher dafür, bei der Beratung dieser Personengruppe einen Fokus auf deren 

 
3 Mit Frauen sind grundsätzlich alle Frauen und Mädchen gemeint und inkludiert, somit auch trans* Frauen und 
intergeschlechtliche Menschen, die in der weiblichen Geschlechtsrolle leben. Diese Definition beinhaltet zudem 
jegliche Akzeptanz von Lebensformen und sexueller Orientierung jenseits heteronormativer Entwürfe.   
4 Wünschenswert wäre insbesondere ein Telefonangebot, das Sicherheits-Backups ermöglicht, was den Verbleib 
der Sexarbeiter*in anbelangt, z. B. „Ich bin heute von 20-22 Uhr bei einem Kunden im Hotel XY in Zimmer 123. 
Sollte ich mich bis 22:15 nicht bei euch melden, ruft mich bitte sofort an. Sollte ich nicht ans Telefon gehen, 
informiert bitte das Hotel sowie die Polizei.“ 
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besondere altersbedingte Vulnerabilität zu legen. 
 
Ebenso möchte der Verband auf den Aspekt der Teilhabebegleitung von 
Menschen hinweisen, die Sexarbeit auch ermöglicht. Damit Menschen mit 
hohem Unterstützungsbedarf und pflegebedürftige Menschen Sexualität leben 
können, braucht es gut ausgebildete Sexarbeiter*innen. Sexuelle und 
reproduktive Rechte sind für den Paritätischen Menschenrechte.  
 

• Verlässliche bundesweite Finanzierung von Fachberatungsstellen und 
Hilfe bei Ausstieg sowie Gewalt  
Für eine nachhaltige soziale Arbeit in diesem Bereich ist eine verlässliche 
bundesweite Finanzierungsgrundlage von Fachberatungsstellen zur beruflichen 
Bildung von Sexarbeiter*innen und Prostituierten, Fachberatungsstellen gegen 
Menschenhandel und Zwangsprostitution sowie von Initiativen, die mit von 
Menschenhandel betroffenen Personen arbeiten, essenziell. Es braucht hierfür 
einheitliche Qualitätsstandards. Für Sexarbeiter*innen, die sich beruflich 
umorientieren möchten, braucht es die Auflegung eines langfristigen 
Bundesprogramms, das Beratungsstellen eine niedrigschwellige 
Antragsstellung und Aussteigenden finanzielle und soziale Absicherungen 
ermöglicht. Berufliche Neuorientierung muss immer auf Freiwilligkeit beruhen.  
 

• Bereitstellung von Schutz- und Wohnraum  
Auch das Thema Wohnen darf mit Blick auf monetäre Nöte und den Ausstieg 
besonders in den Blick genommen werden. Insbesondere Frauen gehen der 
Sexarbeit/Prostitution auch aus Gründen der Wohnungslosigkeit nach. Dies 
trifft ganz besonders auch im Hinblick auf Sexarbeiter*innen/Prostituierte mit 
einem ungeklärten aufenthaltsrechtlichen Status zu. Ein Wohnangebot darf 
daher nicht erneut zu Abhängigkeiten („wenn-dann“) führen. Es braucht hierfür 
Unterkünfte, die im besten Fall an Beratungsstellen angegliedert sind. 
Wohnraum und andere Unterstützungsmaßnahmen sollten nicht an die 
Bereitschaft zur beruflichen Neuorientierung geknüpft sein. Ebenso braucht es 
Schutzräume und psychotherapeutische Akutversorgung für gewaltbetroffene 
Sexarbeitende und ausreichend Mittel für Dolmetscher*innen. An die Soziale 
Arbeit angrenzende Bereiche müssen den Schutz der Prostituierten und 
Sexarbeiter*innen sicherstellen (Polizei und Justiz, Gesundheitsbehörden) und 
hierfür personell und monetär gestärkt sowie fortgebildet und sensibilisiert 
werden.  
 

• Konsequenten Gesundheitsschutz stärken 
Eine flächendeckende Optimierung der gesundheitlichen Angebote für alle 
Sexarbeiter*innen/Prostituierten ist dringend geboten. Die Stärkung ihrer 
gesundheitlichen Rechte und ein niedrigschwelliger Zugang zu 
Präventionsangeboten sind erforderlich.5 Konkret muss es ein Angebot von 
PrEP (Prä-Expositions-Prophylaxe) auch in Gesundheitsämtern geben. Generell 
braucht es einen erleichterten Zugang zur Krankenversicherung für alle 

 
5 Diese sind bislang oftmals von kommunaler Finanzierung und Ausstattung abhängig.  
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Prostituierten und Sexarbeitenden – auch ohne Papiere. Es braucht mehr 
zielgruppenspezifische Aufklärungsmaßnahmen und Beratungsangebote zu 
STI (sexuell übertragbare Infektionen).6 Dabei muss sich Prävention auch an 
Kund*innen richten, denn viele von ihnen fordern ungeschützten Verkehr. 
Neben dem Schutz vor STIs müssen aber auch allgemeine 
Gesundheitsvorsorgeangebote für Sexarbeiter*innen sowie Angebote für die 
mentale/psychotherapeutische Gesundheit einfach und niedrigschwellig 
erreichbar sein – auch bei ungeklärtem Aufenthaltsstatus. Ebenfalls müssen 
Bordellbetreibende in die Pflicht genommen werden, wenn die gesetzlichen 
Vorgaben nicht eingehalten werden. Notrufsysteme und Hygienekonzepte sind 
wichtig für die psychische und physische Gesundheit.  
 

• Nationalen Aktionsplan gegen Menschenhandel konsequent umsetzen 
Der Paritätische begrüßt den Nationalen Aktionsplan gegen Menschenhandel 
vom Dezember 2024. Der Plan soll u. a. die Zusammenarbeit zwischen 
Organisationen und Behörden stärken, Strafverfolgung auch im Hinblick auf 
Digitalisierung intensivieren und Straftatbestände zur Bekämpfung des 
Menschenhandels an die reformierte EU-Richtlinie anpassen. Der Paritätische 
betont in diesem Zusammenhang nochmals die Notwendigkeit, Schulungs- 
und Weiterbildungsangebote für einschlägige Berufsgruppen anzubieten und 
auch eine angemessene technische Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden 
zu ermöglichen. Auch müssen Gewerbeämter personell besser ausgestattet 
werden, um ihrer Kontrollfunktion gerecht zu werden. Mit Blick auf die 
Betroffenen von Menschenhandel muss es ein Aufenthaltsrecht für Betroffene 
unabhängig von ihrer Aussage im Strafverfahren geben.  

 

Berlin, 25. April 2025  

Kontakt: Katrin Frank, faf@paritaet.org 

 
6 Zahlen siehe: https://de.statista.com/infografik/31738/anzahl-der-neuen-faelle-von-sexuell-uebertragbaren-
krankheiten-in-deutschland/ (abgerufen am 13. Dezember 2024).  

https://de.statista.com/infografik/31738/anzahl-der-neuen-faelle-von-sexuell-uebertragbaren-krankheiten-in-deutschland/
https://de.statista.com/infografik/31738/anzahl-der-neuen-faelle-von-sexuell-uebertragbaren-krankheiten-in-deutschland/

